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I. ALLGEMEINES 

[…] 

II. ZONENBESTIMMUNGEN 

a. Bauzonen 

Art. 4 Kernzone (K) 

1 Die Kernzone dient dem Erhalt der räumlichen und baulichen Eigenarten und der gestalterisch guten 
Einordnung von Neu- und Umbauten in den gewachsenen Ortskern; es soll insbesondere eine 
Aufwertung erreicht werden (z.B. Strassenraumgestaltung inkl. Vorplätze und Fassade zur Strasse 
hin, vgl. Freiraumkonzept). 

2 Es sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für höchstens mässig störende Dienstleistungs- und 
Gewerbebetriebe, zum Wohnen und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben zulässig, die sich baulich und 
mit ihren Auswirkungen in den Charakter der Ortskerne/Ortsbilder einfügen. Einkaufszentren und 
Fachmärkte mit mehr als 500 m2 Nettoflächen pro Grundstück sind nicht zulässig. 

3 Die zuständige Stelle legt die Nutzungsmasse im Einzelfall gestützt auf die Empfehlung des 
Fachgremiums und/oder auf Grundlage eines qualitätssichernden Verfahrens fest. Dabei orientiert 
sich das Fachgremium am Bestand in der Kernzone und der Umgebung des Objekts. 

4 Der minimale Grenzabstand innerhalb der Kernzone beträgt 4.0 m. Gegenüber anderen 
Nutzungszonen gelten die kantonalen Abstandsvorschriften. Für Klein- und Anbauten gem. § 112a 
Abs. 2c und d PBG gilt der Grenzabstand gem. § 124 PBG. 

5 In der ersten Bautiefe entlang der Hauptverkehrsachsen sind im Erdgeschoss 50% der 
anrechenbaren Gebäudefläche (aGbF) auf der strassenzugewandten Seite nur Gewerbenutzungen 
oder Nebennutzflächen zulässig. Im Rahmen eines freiwilligen Gestaltungsplanes oder bei kleineren 
Flächen aufgrund der Beurteilung des Projekts durch das Fachgremium können die 
Gewerbenutzungen anders angeordnet und reduziert werden. Im Ortsteil Langnau gibt es keine Pflicht 
für Gewerbenutzungen oder Nebennutzflächen.  

6 In der Kernzone sind Bauten und Anlagen sowie bauliche Erweiterungen und Veränderungen 
optimal in das Orts- und Strassenbild einzuordnen. Sie sind nicht zulässig, wenn sie durch ihre 
Stellung, Grösse, Proportion, Gebäudehöhe, Farbe, Dachgestaltung oder der Gestaltung des 
Freiraums insbesondere zwischen Strasse und Gebäude das Ortsbild beeinträchtigen. Die im 
Bauinventar (BILU) des Kantons Luzern enthaltenen Objekte sind zu berücksichtigen. 

7 Die zuständige Stelle kann ein qualitätssicherndes Verfahren (Wettbewerb- oder 
Konkurrenzverfahren (SIA 142), Studienauftrag (SIA 143) oder begleitetes Verfahren etc.) verlangen. 
Dabei wendet die zuständige Stelle die geltenden Normen an. 

8 Bei Bauabsichten in der Kernzone ist frühzeitig mit der zuständigen Stelle das Gespräch zu suchen 
und das weitere Vorgehen zu definieren. Weiter sind der zuständigen Stelle aussagekräftige 
Unterlagen zur Vorabklärung einzureichen. 

9 In der Kernzone ist die nicht zur anrechenbaren Gebäudefläche zählende Fläche soweit möglich als 
Grünfläche zu gestalten. Es sind ökologisch und stadtklimatisch wertvolle Flächen vorzusehen und 
soweit es die örtlichen Verhältnisse zulassen, hochstämmige, gross und mittelgross wachsende 
Bäume zu pflanzen. Die übrige Fläche ist mindestens wasserdurchlässig auszugestalten, soweit dies 
möglich ist. 

10 Der Abbruch von Hauptbauten ist bewilligungspflichtig. Die Abbruchbewilligung wird erst in 
Zusammenhang mit der Bewilligung für einen Ersatzbau erteilt, mit Ausnahme für Bauten, deren 
Abbruch aus Gründen des Ortsbildschutzes und der Sicherheit erwünscht ist. 

11 Bei der Erstellung reiner Wohnbauten ist ein gemäss dem Stand der Technik optimierter Lärmschutz 
umzusetzen. Für Schlafräume ist dabei die Einhaltung der Grenzwerte der ES II anzustreben. 

12 Es gilt die Lärm-Empfindlichkeitsstufe III.  
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Neu Differenzierung der Dorfzonen in einen inneren (Kernzone) und äusseren Kern (Dorfzone) mit 
unterschiedlichen Zwecken und Bestimmungen auf Grundlage des REK. Artikel baut auf dem Muster-BZR, dem 
bisherigen BZR-Artikel und neuen Ergänzungen/Möglichkeiten auf.  

In der Kernzone sollen auch reduzierte Grenzabstände zulässig sein; keine Vorgaben zu Dachgestaltung, 
Grünflächen etc.; der Fokus der Aufwertung soll auf dem Strassenraum liegen; in der Kernzone soll es keine 
zusätzliche ÜZ für Klein- und Anbauten geben. 

Mail Rechtsdienst des BUWD vom 26.04.2023: § 129 PBG regelt den Grenzabstand bei geschlossener 
Bauweise. Unseres Erachtens ist gestützt auf § 122 Abs. 2 PBG eine Reduktion (nicht Verzicht) des 
Grenzabstandes in den aufgeführten Zonen dann möglich, wenn Gesichtspunkte der Gesundheit, des 
Feuerschutzes und des Orts- und Landschaftsbildes gewahrt werden. 

Abs. 1: Ergänzung Verweis auf FRK 

Abs. 2: Ergänzung Einschränkung Verkaufsflächen in diversen Zonen 

Abs. 3: Kernzone ohne Nutzungsmasse; Qualität vor Dichte; Nutzungsmasse sind im Einzelfall zu definieren; 
Präzisierung aufgrund Eigentümergespräch im Rahmen der Mitwirkung 

Abs. 4: Minimaler Grenzabstand in Kernzone 

OPK-Sitzung vom 27.04.2023: Die OPK unterstützt den Vorschlag zur Reduktion der Grenzabstände in diversen 
Zonen und entscheidet, dass in der Kernzone ein Zusammenbau ermöglicht wird. 

Abs. 5: Mit einem GP soll der Gewerbeanteil weiter reduziert werden können. In Langnau soll es kein Pflichtanteil 
für das Gewerbe geben, damit auch Wohnen möglich ist, wenn kein Bedarf für weiteres Gewerbe in Langnau 
besteht. Der Gewerbeanteil gilt nur in der ersten Bautiefe entlang Hauptverkehrsachsen; Reduktion des 
Gewerbeanteils auf 50% der anrechenbaren Gebäudefläche (aGbF) im EG auf der strassenzugewandten Seite. 
Präzisierung im Rahmen der 2. öffentlichen Auflage: Im Rahmen der Beurteilung durch das Fachgremium kann 
bei kleineren Flächen oder bei einem freiwilligen Gestaltungsplan die Gewerbenutzung anders angeordnet oder 
reduziert werden.  

Abs. 7: Kann-Formulierung, Präzisierung mit Beispielen aufgrund Eigentümergespräch im Rahmen der Mitwirkung 

Abs. 8: Bereits bei Bauabsichten soll das Gespräch mit der Gemeinde gesucht werden, bevor unerwünschte / 
unkoordinierte Planungen laufen; dann ist das weitere Vorgehen zu bestimmen, z.B. braucht es ein Fachgremium 
oder nicht.  

Abs. 9: Ergänzung aufgrund Festlegung Grünflächenziffer in Kernzonen nach Möglichkeit 

Abs. 11: Ergänzung aus Vorprüfung: Bei reinen Wohnbauten ist ein optimierter Lärmschutz umzusetzen. 

6 Pro Grundstück sind maximal 2 Wohnungen zulässig. Massgebend ist die Parzellierung zum 
Zeitpunkt der öffentlichen Auflage dieses Reglements. 

7 Bei der Erstellung reiner Wohnbauten ist ein gemäss dem Stand der Technik optimierter Lärmschutz 
umzusetzen. Für Schlafräume ist dabei die Einhaltung der Grenzwerte der ES II anzustreben. 

8 Bauvorhaben dürfen eine alternative/rückwärtige Erschliessungen über das Gebiet Zelgimatte und 
die Erschliessung der Landwirtschaftszone A de Wigere nicht verhindern. 

9 Es gilt die Lärm-Empfindlichkeitsstufe III. 

Neuer Artikel Arbeits- und Wohnzone orientiert sich in erster Linie an den Bestimmungen der Arbeitszone. Sie gilt 
im Gebiet Dörflimatte für die Grundstücke Nr. 402, 403, 567, 582, 583, 598, 607, GB Langnau und im Gebiet 
Ribimatte für die Grundstücke Nr. 456, 457, 458, 460, 462, 463, 464 (Teilfläche), 465, GB Langnau 

Die Arbeits- und Wohnzone ist eine Zwischenlösung. Ziel ist es, dass die beiden Gebiete dereinst der Arbeitszone 
zugeteilt werden. Aufgrund der aktuellen Situation ist das im Moment nicht möglich. 

Abs. 1: Orientiert sich an den Bestimmungen der Arbeitszone 

Abs. 2: Gilt für das Gebiet Ribimatte 

- Aufgrund Erschliessungsproblematik ist es zweckmässig, Betriebe anzusiedeln, die wenig Zu- und 
Wegfahrten verursachen. 

- Aufgrund Erschliessungsproblematik ist es zweckmässig, dass es keine publikumsintensive Nutzung gibt 
(nicht zu viel Kundschaft!). 

- Ein Bauvorhaben darf eine alternative Erschliessung über das Gebiet Zelgimatte nicht verhindern. 

- Näher bei Arbeitszone und deshalb wurden Nutzungsmasse nochmals überprüft (Stand Vorprüfung; 
Nutzungsmasse gemäss Wohn- und Arbeitszone, Stand öffentliche Auflage: Nutzungsmasse gemäss 
Arbeitszone III (A-III 14)) 

Abs. 3: Gilt für das Gebiet Dörflimatte. Nutzung entspricht der Arbeitszone III im Gebiet Mehlsecken 

- Publikumsintensive Nutzung ist möglich 

- Näher bei Arbeitszone und deshalb wurden Nutzungsmasse nochmals überprüft (Stand Vorprüfung; 
Nutzungsmasse gemäss Wohn- und Arbeitszone, Stand öffentliche Auflage: Nutzungsmasse gemäss 
Arbeitszone III (A-III 14)) 
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Abs. 4: Es gelten dieselben Nutzungsmasse wie in der A-III 14. 

Abs. 5: Entspricht der Bestimmung für die Arbeitszone III. 

Abs. 6: Max. 2 Wohnungen pro Grundstück sollen erlaubt sein. Massgebend ist die Anzahl Grundstücke zum 
Zeitpunkt der öffentlichen Auflage. 

Art. 12 Spezielle Arbeitszone Langnau (SAL) 

1 Die spezielle Arbeitszone Langnau bezweckt eine qualitätsvolle Weiterentwicklung des heutigen 
Sägerei-Areals mit gewerblicher Nutzung und einer Wärmeerzeugungs-/Energiezentrale. Es sind 
Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe zulässig. Auf den Grundstücken Nr. 25 und 26 Ssüdlich des 
Chlifeldwegs sind zusätzlich Produktionsbetriebe und zugehörige Lagergebäude zulässig.  

2 Offene Lagerplätze sind nicht zulässig.  

23 Es gelten folgende Nutzungsmasse: 

34 Gebäude und deren Umgebung sind mit besonderer Sorgfalt zu gestalten. Gegenüber den Kern- 
Dorf- und Wohnzonen ist ein sorgfältiger Übergang zu schaffen.  

45 Entlang des Chlifeldweges sind standortgerechte Alleebäume zu pflanzen. Am Übergang zur 
Landwirtschaftszone und zum Waldrand ist eine zusammenhängende Randbepflanzung durchsetzt 
mit Hochstammbäumen zu realisieren. 

56 In der Speziellen Arbeitszone Langnau gilt Gestaltungsplanpflicht vgl. Anhang 7 BZR. Im 
Gestaltungsplan sind insbesondere die Nutzungen, Baubereiche, Freiräume, Erschliessung und 
Parkierung zu definieren.  

67 Es gilt die Lärm-Empfindlichkeitsstufe III. 

Zwischen Grundeigentümerschaft und Gemeinde wurden diverse Gespräche betreffend angemessener zukünftiger 
Arealentwicklung geführt. Aus Vorschlägen der Grundeigentümerschaft und in Abstimmung mit den 
Entwicklungsideen gemäss Ortsplanungsrevision wurde ein Vorschlag erarbeitet, welcher zu einer langfristigen 
nachhaltigen Entwicklung des Areals führen soll.  

Die Gesamthöhe wurde in Anlehnung an den Gestaltungsplan «Campo Cavallino» festgelegt. 

ÜZ-Berechnung gem. Plan «Mögliche Arealentwicklung Zoneneinteilung» vom 14.08.2023 

ÜZ-Berechnung 80%-Wert = 0.29, Durchschnittswert =0.26 

Abs. 1: Präzisierung des Gebiets «südlich Chlifeldwegs» 

Ehemaliger Abs. 2 Änderung aus Vorprüfung: Löschung Verbot Wohnungen 

Abs. 2: «Offene Lagerplätze sind nicht zulässig» wird im Rahmen der 2. öffentlichen Auflage im Sinne der 
Gleichbehandlung aller Arbeitszonen gelöscht und deshalb Anpassung Absatznummerierung. 

Abs. 5 Alleebäume sind in der Regel hochstämmig (Anpassung aufgrund FRK) 

  

 SAL 

Max. Gesamthöhe 11 m 

Max. ÜZ-A (Überbauungsziffer) 0.27 

Max. ÜZ-B bei Bauten mit Schrägdach gem. Art. 43 Abs. 2 BZR und 
Flachdachbauten mit Attika gem. Art. 43 Abs. 3 BZR 

0.30 

Max. ÜZ-C bei einer um 2 m reduzierten max. Gesamthöhe gem. Art. 43 
Abs. 4 BZR 

0.33 

Max. Gebäudelänge 25 m 

Min. Grünflächenziffer 0.15 
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b. Nichtbauzonen 

Art. 29 Rekultivierungszone Löchli (RK) 

1 Die Grube auf Grundstück Nr. 173, GB Richenthal soll unter Berücksichtigung aller Schutz- und 
Nutzungsanliegen rekultiviert werden. Dabei ist die spezielle Eignung (z.B. als Ablagerungsstelle für 
Aushubmaterial) zu prüfen. Die detaillierte Rekultivierung wird in einem Sondernutzungsplan geregelt. 
Der Sondernutzungsplan ist innerhalb von 155 Jahren nach Genehmigung der Ortsplanung zu 
erarbeiten. 

2 Nach dem Abschluss der Rekultivierung ist das Areal in einem ordentlichen Verfahren unter 
Anbetracht aller Nutzungsanliegen einer geeigneten Nachnutzung zuzuführen. 

3 Es gilt die Lärm-Empfindlichkeitsstufe III. 

Abs. 1-2: Rechtsgültiges BZR 

Aktuell laufen Bestrebungen und Gespräche zwischen Grundeigentümerschaft, Gemeinde und Kanton, vorerst 
bleibt die Rekultivierungszone bestehen 

c. Schutzzonen und Schutzobjekte 

Art. 35 Freihaltezone Wildtierkorridor (FW) 

1 Die Freihaltezone Wildtierkorridor ist eine überlagernde Zone. Sie bezweckt die Durchgängigkeit der 
Landschaft für Wildtiere zu erhalten oder gegebenenfalls wiederherzustellen. 

2 Die Nutzung richtet sich nach den gesetzlichen Bestimmungen der überlagerten Zone. Die land- und 
forstwirtschaftliche Bewirtschaftung ist zulässig, soweit die Durchgängigkeit der Landschaft für 
Wildtiere gewährleistet ist. 

3 Die Errichtung von neuen, die Durchwanderbarkeit beeinträchtigenden Bauten und Anlagen ist nicht 
zulässig. Als Bauten und Anlagen innerhalb der Freihaltezone Wildtierkorridor gelten insbesondere 
auch wildtierundurchlässige Zäunungen, Schutznetze, Schutzfolien, Einfriedungen und Mauern. sowie 
Bauten und Anlagen, welche die Durchgängigkeit der Landschaft für Wildtiere beeinträchtigen. 

4 Ausnahmen zu Abs. 3 können bewilligt werden, wenn die konkrete Beeinträchtigung durch 
Massnahmen kompensiert werden kann, um die Funktionalität der Freihaltezone Wildtierkorridor zu 
erhalten. und die Durchgängigkeit der Landschaft für Wildtiere funktional ungeschmälert erhalten 
bleibt, insbesondere für:  

- Massnahmen zur Verbesserung der Wildlebensräume, 

- land- und forstwirtschaftliche Bewirtschaftungs- oder Fusswege, 

- Erweiterungen von bestehenden Bauten und Anlagen sowie 

zonenkonforme Neubauten und Neuanlagen, wenn die Durchgängigkeit für Wildtiere verbessert oder 
zumindest nicht verschlechtert wird 

5 Es gilt das Prinzip der Einzelfallbeurteilung, wobei neben anderen die Standortgebundenheit sowie 
die Lage neuer Bauten und Anlagen Kriterien sind. 

Aufgrund von fachlichen Abklärungen, Begehungen sowie einer Einspracheverhandlung wurde der BZR-
Musterartikel in Absprache mit verschiedenen Beteiligten präzisiert und ergänzt. Das Ziel des Erhalts und der 
Wiederherstellung sind übergeordnet gemäss Absatz 1. Die Beurteilung der Kriterien von Absatz 5 sind in 
Kombination mit Absatz 3 oder Absatz 4 vorzunehmen. Die «konkrete Beeinträchtigung» im Absatz 4 bezieht sich 
auf die Auswirkungen der Beeinträchtigung durch neue Bauten und Anlagen auf die Durchwanderbarkeit; 
Ausnahmen sind zulässig, wenn geeignete Massnahmen die Funktionalität der Freihaltezone erhalten und 
verbessern. 

Neuer Artikel gemäss Muster-BZR 

Fläche in Zonenplan gemäss Eintrag im Geoportal nachvollziehbar und zweckmässig (auch in REK so vorgesehen)  

Die Fläche des Kantons sei zu übernehmen, vgl. separate Erläuterungen der DS lawa zu wildtierundurchlässigen 
Zäunen und Wildtierkorridoren:  

https://lawa.lu.ch/-/media/LAWA/Dokumente/njf/jagd/wildhut/Erlaeuterungen_Muster_BZR_Wildtierkorri-
dor.pdf?rev=ebaf17265a6b471f9500dc8b60e1cf1a&hash=799F505DF033423F6EEA8F1F020F9611 

https://lawa.lu.ch/-/media/LAWA/Dokumente/njf/jagd/wildhut/Erlaeuterungen_Muster_BZR_Wildtierkorridor.pdf?rev=ebaf17265a6b471f9500dc8b60e1cf1a&hash=799F505DF033423F6EEA8F1F020F9611
https://lawa.lu.ch/-/media/LAWA/Dokumente/njf/jagd/wildhut/Erlaeuterungen_Muster_BZR_Wildtierkorridor.pdf?rev=ebaf17265a6b471f9500dc8b60e1cf1a&hash=799F505DF033423F6EEA8F1F020F9611
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c. Sondernutzungsplanung 

[…] 

III. BAUVORSCHRIFTEN 

Art. 49 Terrainveränderungen 

1 Bauten sind so in die topografischen Verhältnisse einzufügen, dass Terrainveränderungen und 
künstlich gestützte Böschungen auf ein Minimum beschränkt bleiben. Die natürlichen Geländeformen 
sind nach Möglichkeit zu erhalten.  

2 Terrainveränderungen wie Böschungen, Abgrabungen und Aufschüttungen dürfen eine Höhe von 
1.5 m ab gewachsenem Terrain nicht überschreiten. Ausnahmen davon sind in begründeten Fällen 
und qualitativer Gestaltung möglich.  

3 Stützmauern und Mauern ab einer sichtbaren Höhe von 1.5 m sind zu staffeln und mit 
standortgerechten vorzugsweise einheimischen Arten zu bepflanzen. Ausgenommen sind 
Stützmauern bei Einfahrten von Einstellhallen/Garagen sowie Eingänge. Ausnahmen davon sind in 
begründeten Fällen möglich. Mauern sind zurückzuversetzen und zu begrünen.  

4 Bei Abgrabungen von mehr als 1 m wird die zonengemäss zulässige Gesamthöhe um das 1 m 
übersteigende Mass der Abgrabung reduziert. Ausgenommen sind Einfahrten von 
Einstellhallen/Garagen sowie Eingänge.  

Muster-BZR mit Anpassungen  

Abs. 2: Ergänzung aus ehemaligem Artikel Gestaltung von Bauten und Anlagen beibehalten.  

Abs. 3: Ergänzung zur besseren Eingliederung von Stützmauern und Mauern, am Siedlungsrand wird dies vom 
Muster-BZR ohnehin verlangt. Ausnahmen sollen möglich sein bei Ein- und Zufahrten sowie Zugängen, 
(Anpassung aufgrund FRK), Präzisierung im Rahmen der 2. öffentlichen Auflage: «Mauern ab 1.5 m sind zu 
staffeln.» Doppelspurigkeit wurde korrigiert. 

Muster-BZR und Ergänzungen aus bisherigem BZR i.O.; Ergänzung mit Abs. 3 bezüglich Begrünung von 
Stützmauern und Mauern. Kleinere Mauern sind Teil der Gartengestaltung und müssen nicht zwingend begrünt 
werden. Bei Stützmauern mit mehr als 1.5 m ist eine Absturzsicherung zu erstellen, dies kann mit der Stützmauer 
zusammen stark in Erscheinung treten, daher sind diese zu begrünen.  

Aufgrund etablierter Praxis Einschränkung auf Höhe von 1.50 m beibehalten 

- max. Unterbauungsziffer einführen → für Bäume, Pflanzen und Tierwelt allg. ist es wichtig, dass nicht 
der ganze Boden unterbaut wird. Auch eine grosse Überdeckung über einer Einstellhalle ist nicht 
gleichwertig zu einem natürlichen Bodenaufbau. Vgl. Regenwassermanagement, versickerungsfähige 
Flächen, etc. → Wurde diskutiert in OPK, aber wird nicht in BZR aufgenommen. 

Art. 52 Grünflächenziffer 

1 Als anrechenbare Grünfläche gelten natürliche und/oder bepflanzte Bodenflächen eines 
Grundstücks, die nicht versiegelt sind und die nicht als Abstellflächen dienen. Gegenüber § 18 PBV 
können Flächen auf Unterniveaubauten oder unterirdischen Bauten nur angerechnet werden, wenn 
sie eine Überdeckung von mindestens 70 cm aufweisen. 

23 Mindestens 1/2 der erforderlichen anrechenbaren Grünfläche ist ökologisch wertvoll zu gestalten. 

34 Pro standortgerechtem Baum können 15 m2 der anrechenbaren Grünfläche kompensiert werden.  

42 In den Arbeitszonen III und IV können die ökologisch wertvoll begrünten Dachflächen zur Hälfte als 
anrechenbare Grünfläche angerechnet werden. Maximal 50% der geforderten Grünflächenziffer kann 
auf der Dachfläche realisiert werden. Als ökologisch wertvoll gelten die nicht als begehbare Terrasse 
genutzten Bereiche von Flachdächern, welche mit einer wasserspeichernden Substratschicht von 
mind. 30 cm begrünt sind. 

5 Die Gemeinde kann die Einzelheiten der Anrechnung in einer Richtlinie regeln. 

Zur Präzisierung der Grünflächenziffer wird zusätzlich zum PBV noch die Ergänzung vorgenommen, dass 
unterbaute Flächen nur ab 70 cm Überdeckung angerechnet werden können. Das ist das Minimum damit 
Sträucher und kleine Bäume wachsen können. Was als ökologisch wertvoll gilt, ist einerseits im Freiraumkonzept 
nachlesbar, andererseits werden folgende Bestimmungen (aus der BAFU Muster-Liste) in eine Richtlinie 
übernommen:  
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Abs. 3: Für einen ökologisch wertvollen Baum (gemäss etablierten Listen) mit grösserem Wurzelraum, grösserer 
Krone auf natürlich gewachsenem Boden kann eine grössere Fläche (max. 15 m2) der GFZ kompensiert werden, 
als z.B. ein kleiner Baum auf einer Einstellhalle mit nur 1 m Überdeckung. Diese Abstufung wird in der Richtlinie 
vorgenommen.  

Richtlinie:  

Als ökologisch wertvoll gelten:  
- Mit einheimischen und standortgerechten Arten naturnah begrünte Ruderalflächen, extensiv 

gepflegte Wiesen, Krautsäume, Hochstaudenfluren, Hecken, Gehölze, naturnah ausgestaltete 
Retentionsflächen etc.  

- Einzelbäume und Alleen mit standortgerechten Arten (keine Sorten, keine Hybriden) 
- Hochstammobstbäume  
- Nicht verfugte Trockenmauern  
- Naturnahe Gewässer wie Bachläufe oder Weiher  
- Naturnahe Kleinstrukturen wie Ast- und Steinhaufen  
- Nisthilfen für höhlen- und nischenbrütende Vögel, Fledermäuse, Insekten 

- …… 

- Abs. 4: Aufgrund der vielen Rückmeldungen in der Mitwirkung zur Grünflächenziffer von 
Grundeigentümerschaften aus den Arbeitszonen wurde ein neuer Absatz aufgenommen. In den 
Arbeitszonen III und IV gibt es weitere Kompensationsmöglichkeiten der Grünflächenziffer durch 
Dachbegrünung (mind. 30 cm dicke Substratschicht, die Dachflächen können zur Hälfte als anrechenbare 
Grünflächen deklariert werden, max. 50% der geforderten GFZ kann auf der Dachfläche realisiert werden. 
Abs. 4: Präzisierung im Rahmen der 2. öffentlichen Auflage: Die Erstellung von PV-Anlagen sind im 
Energiegesetz geregelt. Zusätzlich können Dächer begrünt werden, müssen aber nicht. PV-Anlagen und 
Begrünung sollen nebeneinander möglich sein. 

- Nur 50% der anrechenbaren Grünfläche darf auf dem Dach realisiert werden. 50 m2 Dachfläche begrünt 
bedeutet→ halbe Grünfläche am Boden 

- Es muss mehr gemacht werden bei Dachfläche als bei einer Grünfläche am Boden.  

- Anrechenbar ist auch ein Retentionsbecken vgl. § 18 PBV: Als anrechenbare Grünflächen gelten also - wie 
schon bisher (vgl. § 24 Abs. 1 Anhang PBV) - Wiesen, Hecken, Rabatten, offene Flächen für Spiel und 
Erholung, Gärten, Parks sowie Teiche und Weiher. Als Grünflächen können auch Freizeitanlagen, Wege, 
begrünte Tiefgaragen, Flächen mit Rasengittersteinen und dergleichen (z.B. Retentionsbecken) gelten, wenn 
diese Flächen den Zweck der ordentlichen Grünflächen erfüllen und entsprechend wirken. 

- Bei Vordächern, beispielsweise über Hauseingängen, könnte die Dachfläche unter bestimmten 
Voraussetzungen angerechnet werden. Die am Boden unterhalb eines Vordachsbefindliche Fläche kann 
jedoch nicht angerechnet werden. 

Anpassung der Absatzreihenfolge 

Art. 55 Antennenanlagen 

1 Als Antennenanlagen gelten Anlagen, die dem draht- und kabellosen Empfang sowie der draht- und 
kabellosen Übermittlung dienen. Als visuell wahrnehmbare Antennenanlagen gelten Anlagen, die nicht 
bzw. nicht hinreichend kaschiert sind und aufgrund ihres Erscheinungsbildes als Antennenanlage 
erkennbar sind. 

2 Für die Erteilung einer Baubewilligung für eine visuelle wahrnehmbare Mobilfunkantennenanlage ist 
folgendes Vorverfahren erforderlich  

- Der Mobilfunkbetreiber spricht sich mit anderen Betreibern über einen möglichen 
Mobilfunkstandort ab. 

- Der Mobilfunkbetreiber teilt der zuständigen Stelle mit, in welchem Umkreis der Bau einer 
Anlage beabsichtigt ist.  

- Der Mobilfunkbetreiber kann einen Standortvorschlag vorlegen. Dieser ist unter 
Berücksichtigung des Dialogmodells und des Kaskadenmodells gemäss nachfolgenden 
Absätzen zu begründen.  

- Die zuständige Stelle prüft den Standort und kann alternative Standorte vorschlagen. 

3 Nach Ablauf des Vorverfahrens gemäss Abs. 2, spätestens aber nach einer Frist von drei Monaten 
kann der Betreiber das Baubewilligungsverfahren einleiten. Ist der von der zuständigen Stelle 
vorgeschlagene Standort gemäss Prüfung des Betreibers realisierbar (technisch, wirtschaftlich, privat- 
und planungsrechtlich), hat der Betreiber diesen Standort zu übernehmen.  
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4 Für die Standortevaluation visuell wahrnehmbarer Antennenanlagen gelten folgende Prioritäten (1 = 
höchste Priorität) 

Priorität 1:  Arbeitszonen, Arbeits- und Wohnzonen, Sonderbauzonen, Verkehrsflächen, 
übrige Gebiete 

Priorität 2:  Zone für öffentliche Zwecke (ohne Kirchen, ausser integrierbar in Kirchturm), 
Zone für Sport- und Freizeitanlagen 

Priorität 3:  Kern- und Dorfzonen (Vorbehalt Ortsbild), Wohn- und Arbeitszonen 

Priorität 4: Wohnzonen, Erhaltungs- und Erneuerungszone Wohnnutzung 

Priorität 5: Grünzonen, Zone für Schrebergärten 

Der Standort einer visuell wahrnehmbaren Antenne in einem Gebiet untergeordneter Priorität ist nur 
dann zulässig, wenn sie sich nicht in einem Gebiet übergeordneter Priorität aufstellen lässt. In jedem 
Fall ist eine Koordination mit bestehenden Antennenanlagen zu prüfen. Falls die Prüfung ergibt, dass 
eine Koordination aufgrund der anwendbaren Vorschriften möglich ist, ist die neue Anlage am 
bestehenden Standort zu erstellen.  

Neue Bestimmungen mit Kaskadenlösung 

Abs. 4: Überprüfung der Priorisierung: Fehlende Zonen werden im Rahmen der 2. öffentlichen Auflage ergänzt. 

 

[…] 

ANHANG 7: GEBIETE MIT GESTALTUNGSPLANPFLICHT  

Vgl. Art. 40 

Gebietsbezeichnung GS-Nr.  Ziele und Inhalt Ausmass der Abweichungen 
vgl. § 75 Abs. 1 PBG und 
Kriterien für Abweichung vgl. 
§ 75 Abs. 3 PBG und allfällige 
Richtlinien gemäss Art. 42 
(Gestaltungspläne)  

Ortsteil Reiden (GB 520): 

Friedmatte Nord 337, 338, 
339, 433, 
434, 1346, 
1347 

Erstellung qualitativ gute 
Wohnüberbauung mit 
Nachverdichtung in 
Bahnhofsnähe 

 

Sicherstellung 
Langsamverkehrsverbindung 
entlang Geleise  

 

Planerische Abstimmung 
insbesondere Erschliessung, 
Parkierung und 
Aussenraumgestaltung mit 
Gestaltungsplanpflicht-
Gebiet Friedmatte Süd  

ÜZ max.: + 20% 

Gesamthöhe max.: + 3 m 

Friedmatte Süd 433, 434, 
1346, 1347 

Erstellung qualitativ gute 
Wohnüberbauung mit 
Nachverdichtung in 
Bahnhofsnähe 

 

ÜZ max.: + 20% 

Gesamthöhe max.: + 3 m 
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Gebietsbezeichnung GS-Nr.  Ziele und Inhalt Ausmass der Abweichungen 
vgl. § 75 Abs. 1 PBG und 
Kriterien für Abweichung vgl. 
§ 75 Abs. 3 PBG und allfällige 
Richtlinien gemäss Art. 42 
(Gestaltungspläne)  

Sicherstellung 
Langsamverkehrsverbindung 
entlang Geleise  

 

Planerische Abstimmung 
insbesondere Erschliessung, 
Parkierung und 
Aussenraumgestaltung mit 
Gestaltungsplanpflicht-
Gebiet Friedmatte Nord 

Walki 244-247 Erstellung qualitative 
Wohnüberbauung mit 
Nachverdichtung 

ÜZ max.: + 20% 

Gesamthöhe max.: + 3 m 

Überprüfung und Anpassung bei realisierten/aufzuhebenden GP 

Müli/Underwasser Phase 1 Teilgebiet 1 Masterplan  

Streichung GS Nr. 598 mit schützenswertem Gebäude aus der GP-Pflicht aufgrund Eigentümergespräch 

Änderung aus Vorprüfung: Die technischen Gefahren sind in den Gestaltungsplänen Müli/Underwasser Phase 1 
Teilgebiet 2 Masterplan, Müli/Underwasser Phase 1 Teilgebiet 1 Masterplan und Mühlematt zu berücksichtigen 

Aufteilung Gestaltungsplanpflicht Friedmatte in Gebiet Friedmatte Nord und Friedmatte Süd im Rahmen der 
2. öffentlichen Auflage 

Walki: Festlegung neues Gestaltungsplanpflichtgebiet im Rahmen der 2. öffentlichen Auflage. 

GP Chriesiweg (Hölzli, Parzelle Nr. 951, GB Reiden) und die GP-Pflicht wurden in der vorgezogenen Teilrevision 
aufgehoben (Stand Genehmigung RRE 14. Oktober 2025). Die Gestaltungsplanpflichten wurden neu 
alphabetisch geordnet.  


